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1 Künstler und Umsatzsteuer 

Einführung 
 Die Erbringung kultureller Leistungen wird im Regel-
fall im Umsatzsteuergesetz (UStG) begünstigt, sei es 
durch die Gewährung von Steuerbefreiungen oder 
des ermäßigten Steuersatzes (7 %). Allerdings be-
deutet dies nicht, dass bestimmte Tätigkeiten im Kul-
turbetrieb nicht auch dem Regelsteuersatz (19 %) 
unterliegen können. Details können hier den Aus-
schlag geben. Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frank-
furt a. M. zeigt dies in einer aktuellen Verfügung auf. 

Neue Verwaltungsanweisung 
 Die OFD gibt Hinweise zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Solisten, der Veranstaltung von Thea-
tervorführungen und Konzerten etc. Auf Leistungen 
von Dirigenten ist der ermäßigte Steuersatz anzu-

wenden, sofern diese nicht befreit sind. Während u. 
a. Intendanten, Regisseure sowie Tontechniker 
grundsätzlich dem allgemeinen Steuersatz unterlie-
gen, ist bei Bühnen- und Kostümbildnern neuerdings 
zu differenzieren: Erfolgt der Auftrag ein bestimmtes 
Bühnenbild oder Kostüm zu entwerfen, so kommt der 
ermäßigte Steuersatz zum Zuge, weil dies als be-
günstigte Übertragung eines Urheberrechtes ange-
sehen wird. Erfolgt die Arbeit jedoch nach konkreten 
Vorgaben, entfällt die Begünstigung. Die Leistungen 
von Artisten, Zauberern etc. sind ebenso grundsätz-
lich dem Regelsteuersatz zu unterwerfen; Ausnah-
men sind jedoch möglich. Die Veranstaltung von 
Konzerten ist nur dann begünstigt, wenn durch wei-
tere Leistungen, die in Verbindung hiermit erbracht 
werden, der Charakter der Veranstaltung als Konzert 
nicht beeinträchtigt wird. Dabei ist nur die Leistung 
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des einzelnen Unternehmers zu betrachten, nicht 
hingegen die seines Auftraggebers. 

Konsequenzen 
 Künstler haben verständlicherweise ein Interesse 
daran, dass ihre Leistungen begünstigt besteuert 
werden. Da die Begünstigung oftmals von "Kleinig-
keiten" abhängt, ist eine genaue Prüfung erforderlich, 
um steuerliche Risiken durch eine Fehlbeurteilung zu 
vermeiden. Die Verfügung kann hierzu als Hilfe her-
angezogen werden. 

 

2 Umsatzsteuer: Wenn die Auskunft des 
Finanzamtes zum Verhängnis wird 

 

Einführung 
Der deutschen Umsatzsteuer unterliegen nur Leis-
tungen, die im Inland steuerbar sind. Dies wiederum 
setzt voraus, dass der Ort der Leistung im Inland 
liegt. Allerdings bereitet die Bestimmung des Leis-
tungsortes häufig massive Probleme. Selbst wenn 
aus deutscher Sicht das Problem gelöst scheint, 
schließt dies nicht aus, dass sich Konflikte mit aus-
ländischen Kunden ergeben, die eine abweichende 
Rechtsansicht vertreten. 

Sachverhalt 
Die in Deutschland ansässige Klägerin hatte sich 
verpflichtet, mit der von ihr unterhaltenen Fußball-
mannschaft Werbeleistungen für einen schweizer 
Tourismusverband durchzuführen. Die Werbung 
wurde anlässlich von Sportveranstaltungen im heimi-
schen Stadion erbracht. Nach Auskunft des zustän-
digen Finanzamts sollten die Umsätze in Deutsch-
land steuerbar sein. Die Klägerin rechnete die er-
brachten Leistungen daraufhin mit Ausweis von 
deutscher Umsatzsteuer ab (circa 40.000 EUR), die 
in der Folgezeit bestandskräftig festgesetzt wurde. 
Der Tourismusverband zahlte zwar die Nettoentgel-
te, nicht jedoch die Umsatzsteuer. 

Entscheidung 
Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm stellt sich ge-
gen die Aussage des Finanzamtes. Demnach ist die 
erbrachte Leistung als Werbeleistung zu qualifizie-
ren, die in der Schweiz der Umsatzsteuer unterliegt, 
nicht jedoch in Deutschland. 

Konsequenzen 
Nicht nur für diesen Fall gilt, dass auch verbindliche 
Auskünfte des Finanzamts zwar für einen gewissen 
Vertrauensschutz sorgen, dieser aber nichts nützt, 
wenn es vors Gericht geht. Dies gilt nicht nur für die 
Finanzgerichte, sondern auch für die Zivilgerichte, 

wie das OLG ausdrücklich betont. Gerade in der 
Umsatzsteuer ist, Tendenz zunehmend, zu beobach-
ten, dass Urteile der Gerichte für die Steuerpflichti-
gen böse enden, die sich alleine an der Auffassung 
der Finanzverwaltung orientiert haben. Um sich die-
sem Risiko nicht unnötig auszusetzen, sollte daher 
bei Geschäften mit Auslandsbezug im Zweifel die 
umsatzsteuerliche Behandlung immer im Vorfeld ge-
klärt und mit dem Vertragspartner abgestimmt wer-
den. Ist dies nicht möglich, muss zumindest dafür 
Sorge getragen werden, dass die Bescheide nicht 
bestandskräftig werden, um später gegebenenfalls 
noch Korrekturen vornehmen zu können. 

 

3 Notdienstpauschale für Apotheken un-
terliegt nicht der Umsatzsteuer 

 

Einführung 
Mit Wirkung vom 1.8.2013 wurde eine Notdienstpau-
schale für Apotheken eingeführt. Apotheken erhalten 
für Notdienste einen pauschalen Zuschuss aus ei-
nem Fond, der vom Deutschen Apothekerverband e. 
V. errichtet wurde. Finanziert wird der Fond durch ei-
nen Festzuschlag (0,16 EUR netto) auf bestimmte 
Arzneimittel. Unklar war aber bisher, ob die Finanz-
verwaltung die Notdienstpauschale als echten, nicht 
steuerbaren Zuschuss qualifiziert oder als steuer-
pflichtiges Entgelt. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das bayerische Landesamt für Steuern hat nun hier-
zu Stellung bezogen. Demnach stellt die Notdienst-
pauschale einen echten Zuschuss dar und unterliegt 
damit nicht der Umsatzsteuer. Der Festzuschlag zu 
den Arzneimitteln hingegen unterliegt als Entgelt für 
deren Lieferung der Umsatzsteuer. 

Konsequenzen 
Die genannten Grundsätze sind ab dem 1.8.2013 
anzuwenden. Die Apotheken sollten die Notdienst-
pauschalen separat aufzeichnen, um eine korrekte 
Deklaration der Umsatzsteuer sicherzustellen. 

 

4 Neues vom BMF zur organisatorischen 
Eingliederung bei Organschaften 

 

Kernaussage 
Ist ein Unternehmen finanziell, wirtschaftlich und or-
ganisatorisch in ein anderes Unternehmen einge-
gliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das einge-
gliederte Unternehmen (Organgesellschaft) verliert 
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umsatzsteuerlich seine Selbständigkeit. Der Organ-
träger tritt dafür in die Stellung der Organgesellschaft 
ein. 

Rechtslage  
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hatte in 2013 
seine Rechtsauffassung hinsichtlich des Vorliegens 
einer organisatorischen Eingliederung an die jüngste 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) ange-
passt. Insbesondere für Organschaften, in denen die 
Geschäftsführungen von Organträger und -
gesellschaft nicht personenidentisch besetzt sind, 
war nun fraglich, ob diese weiterhin die Vorausset-
zungen für die Annahme einer Organschaft erfüllen. 
Das BMF hatte den Unternehmen eine Übergangs-
regelung bis zum 31.12.2013 eingeräumt, um sich 
auf die geänderte Rechtslage einzustellen. 

Neue Verwaltungsanweisung  
Das BMF hat nun die zuvor genannte Frist auf den 
31.12.2014 verlängert, um den Unternehmen zusätz-
liche Zeit zu geben, um gegebenenfalls erforderliche 
Maßnahmen umzusetzen. 

Konsequenz 
Bestehende Organschaften bzw. Unternehmens-
gruppen, die für eine Organschaft in Frage kommen, 
sollten nun die voraussichtlich letzte Gelegenheit 
nutzen, um zu prüfen, ob sich Handlungsbedarf 
ergibt. Dieser kann sowohl Maßnahmen mit dem Ziel 
betreffen, bestehende Organschaften zu retten, als 
auch diese zu beenden. Letzteres kann z. B. durch 
die Bestellung eines einzelvertretungsberechtigten 
Geschäftsführers in der Organgesellschaft, der dem 
Leitungsgremium des Organträgers nicht angehört, 
erreicht werden. Die betroffenen Unternehmen soll-
ten nicht mehr zögern, sich mit der Thematik ausei-
nanderzusetzen, da die Umsetzung gegebenenfalls 
erforderlicher Maßnahmen Zeit benötigt. 

 

5 Wann unterliegt Abfall der Umsatz-
steuer? 

 

Kernaussage 
Man kennt es vom Vorabend des Sperrmülls: Für die 
einen ist es Abfall, für die anderen hat es noch einen 
Wert. Und genau da geht das Problem in der Um-
satzsteuer los. Denn sobald werthaltiger Müll ent-
sorgt wird, kann dies Umsatzsteuer nach sich zie-
hen, sowohl für den Entsorger als auch für den Ent-
sorgenden. Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
nun zu diesem Problem erneut Stellung bezogen. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Nach Ansicht des BMF stellt die Entsorgung des Ab-
falls durch den Entsorger eine sonstige Leistung dar, 
wenn der Entsorgung eine eigenständige wirtschaft-
liche Bedeutung zukommt. Ist dem Abfall zudem ein 
wirtschaftlicher Wert beizumessen (werthaltiger Ab-
fall), liegt ein tauschähnlicher Umsatz vor (Abfallliefe-
rung gegen Entsorgungsleistung), wenn die Ver-
tragspartner übereinstimmend davon ausgehen, 
dass der überlassene Abfall die Höhe der Vergütung 
für dessen Entsorgung beeinflusst hat oder umge-
kehrt. Das BMF grenzt den Begriff der "eigenständi-
gen wirtschaftlichen Bedeutung" durch Aufzählung 
von Beispielen ab, in denen der Entsorgung eine 
solche Bedeutung nicht zukommt. Ist eine Entsor-
gungsleistung gegeben, so setzt die Annahme eines 
tauschähnlichen Umsatzes entsprechende Vereinba-
rungen über den Wert des überlassenen Abfalls vo-
raus. 

Konsequenz 
Das BMF hatte zuletzt in 2012 zu dieser Thematik 
Stellung genommen. Das jetzige Schreiben ist nahe-
zu identisch zum damaligen Schreiben. Die betroffe-
nen Unternehmen sollten sich mit dem Schreiben 
auseinandersetzen, da seine Grundsätze spätestens 
seit 2013 anzuwenden sind. 

 

6 Offenbare Unrichtigkeit: von Amts we-
gen zu berichtigen? 

 

Kernaussage 
Erstellt ein Steuerpflichtiger seine Umsatzsteuerer-
klärung vollständige und normgemäß und wird dem-
entsprechend erklärungsgemäß veranlagt, kann es 
passieren, dass der Steuerpflichtige vergisst, seine 
geleisteten Umsatzsteuerzahlungen in der Einnah-
meüberschussrechnung als Betriebsausgaben abzu-
ziehen. Übernimmt das Finanzamt im Rahmen der 
Veranlagung dieses Versäumnis, stellt dies eine von 
Amts wegen zu korrigierende offenbare Unrichtigkeit 
dar. 

Sachverhalt 
Ein Steuerpflichtiger versäumte in seinen Einnahme-
überschussrechnungen, die zuvor in den jeweiligen 
Umsatzsteuererklärungen angegebenen und erklä-
rungsgemäß veranlagten Umsatzsteuervorauszahlen 
als Betriebsausgabe abzuziehen. Hingegen wies er 
die Vorsteuerbeträge vollständig und zutreffend auf 
der Einnahmeseite aus. Das Finanzamt übernahm 
seine erklärten Einkünfte und erließ auf dieser 
Grundlage Bescheide, die bestandskräftig wurden. 
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Als der Steuerpflichtige eine Änderung nach den Be-
stimmungen der Abgabenordnung (AO) beantragte, 
wies das Finanzamt seinen Antrag wegen 
Unanwendbarkeit dieser Rechtnorm und gleichzeiti-
ger Bestandskraft der Einkommensteuerbescheide 
zurück. Vor dem Finanzgericht unterlag der Steuer-
pflichtige ebenfalls und ging bis zum Bundesfinanz-
hof (BFH). 

Entscheidung 
Vor dem BFH hatte der Steuerpflichtige schließlich 
Erfolg. Die Richter hoben das Urteil auf und verwie-
sen die Klage an das Finanzgericht zurück. Eine of-
fenbare Unrichtigkeit kann seitens des Klägers (als 
Übernahmefehler des Finanzamts) oder seitens des 
zuständigen Finanzamts auftreten und liegt nach der 
Abgabenordung, wenn sie für jeden unvoreinge-
nommenen Dritten eindeutig und klar erkennbar ist. 
Auslegungs- oder Verständnisfehler werden von der 
Norm ausgeschlossen. Ein solcher Fehler liegt im 
obigen Fall aber keineswegs vor, da der Steuer-
pflichtige die Umsatzsteuererklärung sinngemäß und 
zutreffend erklärte. Das Finanzamt setze die Um-
satzsteuererklärungen regelmäßig mit den entspre-
chenden Umsatzsteuerzahlungen fest, sodass hier 
eine mangelnde Sachaufklärung ausgeschlossen 
werden musste. 

Konsequenz 
Offenbare Unrichtigkeiten können auch nach einge-
tretener Bestandskraft der Bescheide geändert wer-
den und sind bei berechtigtem Interesse der Beteilig-
ten zu berichtigen. Der BFH sah hier bei den Anga-
ben des Steuerpflichtigen ein mechanisches Verse-
hen als gegeben an, welche sich das Finanzamt zu 
eigen gemacht hatte. Folglich blieb die Änderung als 
notwendige Konsequenz. 

 

7 KSt-Befreiung für Abgabe von Zytosta-
tika durch Krankenhaus-apotheke 

 

Kernaussage 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte im Sommer 2013 
entschieden, dass die Abgabe von Medikamenten 
zur Krebsbehandlung (sog. Zytostatika) durch eine 
Krankenhausapotheke zur sofortigen ambulanten 
Verabreichung an Patienten von der Körperschaft-
steuer befreit ist, wenn das Krankenhaus, von dem 
die Apotheke betrieben wird, ein gemeinnütziger 
Zweckbetrieb ist. Die Steuerbefreiung erstreckt sich 
auch auf die Gewerbesteuer, wie sich aus einem 
weiteren Urteil vom selben Tag ergibt. 

Sachverhalt 
Bei einem gemeinnützigen Krankenhaus ist die 
Steuerbefreiung nicht auf die unmittelbare ärztliche 
und pflegerische Betätigung begrenzt. Sie erstreckt 
sich vielmehr auf alle typischerweise von einem 
Krankenhaus gegenüber seinen Patienten erbrach-
ten Leistungen. Steuerfrei sind hiernach jedenfalls al-
le Einkünfte aus Tätigkeiten, die den Krankenhäu-
sern gesetzlich zur Sicherstellung ihres Versor-
gungsauftrags übertragen sind und für die der So-
zialversicherungsträger als Kostenträger für seine 
Versicherten deshalb grundsätzlich eintreten muss. 

Entscheidung 
Ob die Krankenhausapotheke zu öffentlichen Apo-
theken in Wettbewerb tritt, ist für den Umfang der 
Steuerbefreiung nach deutschem Recht ohne Be-
lang. Der BFH hat aber darauf hingewiesen, dass 
das Gemeinnützigkeitsrecht aufgrund der Wettbe-
werbsrelevanz beihilferechtlichen Bedenken unter-
liegt. Diese Bedenken erlaubten dem BFH in dem 
entschiedenen Fall zwar nicht, die gesetzlich vorge-
sehene Steuerbefreiung zu verweigern. Der BFH hat 
jedoch klar zum Ausdruck gebracht, dass die EU-
Kommission berufen wäre, die Steuerbefreiungen 
auf ihre Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht zu prüfen 
und den Gesetzgeber ggf. zu einer Anpassung der 
deutschen Rechtslage aufzufordern. 

Konsequenz 
Der Entscheidung kann keine Aussage zu der ver-
gleichbaren umsatzsteuerrechtlichen Problematik 
entnommen werden. Der BFH hat in dem dazu an-
hängigen Revisionsverfahren das Verfahren ausge-
setzt und die Frage der Steuerbefreiung dem Ge-
richtshof der Europäischen Union zur Vorabent-
scheidung vorgelegt. Der Ausgang jenes Verfahrens 
bleibt insoweit abzuwarten. 

 

8 Zum Einlagekonto bei Regie-betrieben 

 

Kernaussage 
Bei einem als Regiebetrieb geführten Betrieb ge-
werblicher Art einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts sind in Höhe eines nach handelsrechtli-
chen Grundsätzen ermittelten Jahresfehlbetrags Ein-
lagen der Trägerkörperschaft anzunehmen und un-
mittelbar dem steuerlichen Einlagekonto gutzu-
schreiben. Dies gilt auch, wenn der Betrieb bilanziert 
und der Fehlbetrag durch bloße Buchverluste (z. B. 
durch Abschreibungen) entstanden ist. 
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Sachverhalt 
Im Streitfall ging es um den Bestand des steuerli-
chen Einlagekontos eines als Regiebetrieb geführten 
Bäderbetriebs gewerblicher Art (BgA), der seinen 
Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermittel-
te. Zum Betriebsvermögen gehörte die Beteiligung 
an einer GmbH. Die GmbH schüttete ihre nach Ver-
lustverrechnung verbleibenden Gewinne regelmäßig 
an den Betrieb gewerblicher Art aus. Das Finanzamt 
nahm jährlich in Höhe der Ausschüttungen Abschrei-
bungen auf den Wert der Beteiligung vor und beur-
teilte die damit verbundenen Vermögensminderun-
gen als verdeckte Gewinnausschüttung, die in den 
ersten Jahren – mangels anderer Rücklagen – zu 
Minderungen des steuerlichen Einlagekontos führ-
ten. Die sich insgesamt beim Betrieb ergebenden 
Jahresfehlbeträge rechnete das Finanzamt dabei je-
doch nicht dem Einlagekonto zu. In Folge dieser Be-
rechnungsmethode überstieg die verdeckte Gewinn-
ausschüttung schließlich das zum 31.12.2004 fest-
gestellte steuerliche Einlagekonto, so dass vom Fi-
nanzamt insoweit eine kapitalertragsteuerpflichtige 
Leistung des Betriebs angenommen wurde. Um die 
hieraus erfolgte Haftungsinanspruchnahme der Stadt 
ging es in dem Verfahren. Das Finanzgericht hatte 
der Klage bereits zum Teil stattgegeben. Es war der 
Meinung, der Zugang zum steuerlichen Einlagekonto 
umfasse auch Buchverluste, selbst wenn der Haus-
halt der Trägerkörperschaft dadurch nicht belastet 
werde. 

Entscheidung 
Maßgeblich für die Zuführungen zum Einlagekonto 
ist laut Bundesfinanzhof (BFH) nicht das steuerbilan-
zielle, sondern der nach handelsrechtlichen Grund-
sätzen ermittelte Jahresfehlbetrag. Es ginge bei der 
Besteuerung des Kapitalertrags des BgA ohne eige-
ne Rechtspersönlichkeit um die Erfassung von Vor-
gängen, die bei Kapitalgesellschaften als Gewinn-
ausschüttungen anzusehen wären. Im Unterschied 
zum Eigenbetrieb bleibt der Regiebetrieb Teil der 
unmittelbaren Verwaltung. Demgemäß fließen Ein-
nahmen der Regiebetriebe – anders als bei Eigenbe-
trieben – unmittelbar in den Haushalt und Ausgaben 
werden unmittelbar aus dem Haushalt der Träger-
körperschaft bestritten. Bei Regiebetrieben ist daher 
ein bilanzieller Verlustvortrag nicht möglich ist, son-
dern der Verlust gilt im Entstehungsjahr als durch 
Einlagen der Gemeinde ausgeglichen und führt des-
halb zu einem entsprechenden Zugang im 
Einlagekonto. 

Konsequenz 
Das Urteil bestätigt die bisherige Rechtsprechung 
zum steuerlichen Einlagekonto und hat insofern klar-

stellenden Charakter. Bei Regiebetrieben ist darauf 
zu achten, in Verlustjahren die (fiktiven) Ausgleichs-
zahlungen des Trägers als Zuführung zum steuerli-
chen Einlagekonto zu erklären. Ansonsten droht in 
Gewinnjahren ggf. zusätzliche Kapitalertragsteuer, 
weil eine kapitalertragsteuerfreie Rückzahlung von 
Einlagen anhand des steuerlichen Einlagekontos 
nicht belegt werden kann. Die Höhe des Verlustaus-
gleichs bzw. Jahresverlustes soll ausdrücklich nach 
handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung ermittelt werden. In der Praxis wird man 
abwägen müssen, ob es sich lohnt, deshalb neben 
der Einnahmeüberschussrechnung oder Steuerbi-
lanz noch eine handelsrechtliche Schattenrechnun-
gen (z. B. zur Abzinsung langfristiger Rückstellun-
gen) anzustellen. 

 

9 Reisekostenreform 2014: Überblick 
über die Neuregelungen 

 

Kernaussage 
Das Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen 
(BMF) zur "Reform des steuerlichen Reisekosten-
rechts – Grundsätze ab dem 1. Januar 2014" vom 
30.9.2013 soll die bisherigen Bestimmungen des 
Reisekostenrechts neu definieren. Im Wesentlichen 
erfolgt dies durch Vereinfachungen der Berech-
nungsgrundlagen sowie durch Anpassungen und Er-
höhung der Pauschalen zu Gunsten der Arbeitneh-
mer. 

Ausgewählte Neuregelungen 
Im Wesentlichen finden sich im BMF-Schreiben fol-
gende Neuregelungen: Zum Einen wird die regelmä-
ßige Arbeitsstätte durch die so genannte "erste Tä-
tigkeitsstätte" ersetzt. Zum Anderen werden die Ver-
pflegungspauschalen erhöht und es erfolgt eine 
Pauschalbesteuerung mit 25 % bis zu 100 % der 
steuerfrei zu erstattenden Mehraufwendungen. Fer-
ner werden die Verpflegungspauschalen bei arbeit-
geberseitig gestellten Mahlzeiten gekürzt und die 
Behandlung von Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu 
gestellten Mahlzeiten neu geregelt. Zudem werden 
neue Kriterien zur Vereinfachung in Bezug auf die 
Unterscheidung zwischen Unterkunftskosten im 
Rahmen der doppelten Haushaltsführung und einer 
Auswärtstätigkeit festgelegt. Schließlich erfolgt noch 
eine Anhebung der Höchstbeträge für steuerfreie 
Erstattungen der Unterkunftskosten. 

Konsequenz 
Die Neuregelung der Reisekostenreform bietet erst-
malig Gestaltungsmöglichkeiten zu Gunsten der Ar-
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beitnehmer. Zu beachten ist, dass noch vor dem 
1.1.2014 erheblicher Handlungsbedarf in der Praxis 
besteht, um möglichen Mehraufwand zu vermeiden. 
Unter anderem sind die internen Reisekostenrichtli-
nien und Arbeitsverträge zu prüfen und gegebenen-
falls zu ändern. Schulungen der Mitarbeiter sind für 
eine reibungslose Umsetzung ebenfalls zu erwägen. 

 

10 Welche Steuerbefreiung entscheidet 
über den Vorsteuerabzug? 

 

Kernaussage 
Es gibt steuerfreie Umsätze, die zum Vorsteuerab-
zug berechtigen und solche, die diesen nicht zulas-
sen. Schwierig wird es, wenn für einen Umsatz meh-
rere Befreiungen in Frage kommen, die hinsichtlich 
des Vorsteuerabzugs nicht zum selben Ergebnis füh-
ren. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschie-
den, welche Steuerbefreiung letztendlich über den 
Vorsteuerabzug entscheidet. 

Sachverhalt 
Die Klägerin, eine gemeinnützige GmbH, versandte 
2001 und 2002 Blutplasma in das übrige Gemein-
schaftsgebiet. Die Lieferungen stellten innergemein-
schaftliche Lieferungen dar, die zum Vorsteuerabzug 
berechtigen. Allerdings ist die Lieferung von Blut-
plasma im Inland auch nach einer weiteren Vorschrift 
(§ 4 Nr. 17 UStG) von der Umsatzsteuer befreit. Die-
se Befreiung lässt keinen Vorsteuerabzug zu. Strittig 
war, ob die Klägerin den Vorsteuerabzug aus dem 
Einkauf des Blutplasmas vornehmen konnte. 

Entscheidung 
Unter Rückgriff auf die Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) versagt der BFH der 
Klägerin den Vorsteuerabzug. Demnach besteht kein 
Recht auf Vorsteuerabzug für innergemeinschaftliche 
Lieferungen von Gegenständen, deren Lieferung im 
Inland steuerfrei wäre. 

Konsequenz 
Berechtigt die steuerfreie Lieferung eines Gegen-
standes im Inland nicht zum Vorsteuerabzug, so 
bleibt dies auch so, wenn die Lieferung im Rahmen 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung erfolgt. 
Hierdurch wird verhindert, dass das im Inland gültige 
Verbot des Vorsteuerabzuges durch "geschickte" in-
nergemeinschaftliche Lieferungen ausgehebelt wird. 
Im Hinblick auf einen korrekten Vorsteuerabzug 
müssen Unternehmen, die derartige Umsätze erbrin-
gen, in der Finanzbuchhaltung zwischen innerge-

meinschaftlichen Lieferungen mit und ohne Vor-
steuerabzug differenzieren. 

 

11 Profifußball: Zum Vorsteuerabzug aus 
Rechnungen von Spielvermittlern 

 

Kernaussage 
Bekanntlich ist die Vermittlung von mehr oder minder 
begabten Profifußballern ein lukratives Geschäft. Für 
Außenstehende ist das Zustandekommen eines 
Transfers oft schwer nachvollziehbar. Kein Wunder, 
denn selbst der Bundesfinanzhof (BFH) hat Schwie-
rigkeiten zu klären, wer hier mit wem ein Geschäft 
gemacht hat. 

Sachverhalt 
Der Kläger war ein Verein mit wirtschaftlichem Ge-
schäftsbetrieb. Teil dieses wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebes war eine Fußballabteilung, deren 
Profimannschaft aus angestellten Berufsfußballspie-
lern bestand. Strittig war der Vorsteuerabzug des 
Vereins aus Rechnungen von Spielervermittlern. 
Problematisch war, dass ein Teil der Spielervermitt-
ler auch gegenüber den vermittelten Spielern ver-
traglich gebunden war. Das Finanzamt vertrat daher 
die Ansicht, dass die Spielervermittler nicht dem 
Verein, sondern den Spielern gegenüber tätig ge-
worden seien. Der Verein habe lediglich deren Zah-
lungsverpflichtung übernommen. Zur Begründung 
verwies das Finanzamt u. a. auf die einschlägigen 
Regelungen der FIFA. Hiernach dürfen Spielerver-
mittler bei einem Transfer nur die Interessen einer 
Vertragspartei vertreten. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des BFH müssen besondere Umstän-
de vorliegen, damit der Verein selbst als Auftragge-
ber der Spielervermittler in Frage kommt. Die bloße 
Entgegennahme von Spielerangeboten durch den 
Verein reicht dazu nicht aus. Zudem sieht der BFH 
gewichtige Anhaltspunkte dafür, dass die Spieler-
vermittler auch Leistungen gegenüber den Spielern 
erbracht haben. Da die Feststellungen des Finanzge-
richts insgesamt für ein abschließendes Urteil nicht 
ausreichten, hat der BFH das Urteil an die Unterins-
tanz zurückverwiesen. 

Konsequenz 
Einem Bericht des Magazins Kicker zur Folge, könn-
te das Urteil Steuernachzahlungen für die Profiverei-
ne von ca. 70 Mio. EUR nach sich ziehen. Ebenso 
sollen staatsanwaltliche Ermittlungen gegen die Ver-
einsfunktionäre wegen des Verdachts der Untreue 
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drohen. Dies kann, muss aber nicht sein. Der BFH 
hat ausdrücklich darauf verwiesen, dass der jeweili-
ge Einzelfall zu betrachten ist. Soweit allerdings die 
Spielervermittler Beraterverträge mit den zu vermit-
telnden Spielern unterhielten, ist es wahrscheinlich, 
dass das FG den Vorsteuerabzug teilweise oder ggf. 
komplett streichen wird. Darüber hinaus betrifft das 
Urteil nicht nur den Profifußball, sondern alle Arten 
von Vermittlungen, in denen der Vermittler Vertrags-
beziehungen zu beiden Vertragsparteien unterhält. 

 

12 BMF gibt Entwarnung für Gutschriften 

 

Kernaussage 
Mit Wirkung vom 30.6.2013 wurden die Vorschriften 
zur Rechnungsstellung verschärft. U. a. betrifft dies 
die in die Rechnungen aufzunehmenden Hinweise. 
So müssen z. B. Gutschriften im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes (UStG), nicht zu verwechseln mit 
Gutschriften im kaufmännischen Sinne (= Rech-
nungskorrekturen), nun zwingend auch als solche 
bezeichnet werden. In der Praxis führten die Neure-
gelungen aber zu erheblicher Unsicherheit. Dies gilt 
insbesondere für die Frage, ob die Unternehmen 
Rechnungskorrekturen, wie häufig üblich, weiterhin 
als Gutschriften bezeichnen können, ohne hierdurch 
Umsatzsteuernachzahlungen zu riskieren. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun endlich 
Stellung zu den Neuerungen bezogen. Das Wichtigs-
te vorweg: Die Bezeichnung von Rechnungskorrek-
turen als Gutschriften löst nach Ansicht des BMF für 
sich allein keine zusätzliche Umsatzsteuerschuld 
aus. Zudem lässt das BMF es auch zu, dass statt der 
vom Umsatzsteuergesetz in deutscher Sprache ge-
forderten Hinweise, die entsprechenden Synonyme 
in den anderen Amtssprachen verwendet werden. So 
kann z. B. für Gutschriften die Bezeichnung "self-
billing" verwendet werden, statt des Hinweises 
"Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers" 
kann auch der Hinweis "Reverse charge" erfolgen. 
Dem BMF-Schreiben liegt eine Tabelle bei, die die 
möglichen Bezeichnungen in den anderen Amts-
sprachen auflistet. Ferner gewährt das BMF eine 
Übergangsregelung bis zum 31.12.2013, die jedoch 
nur die geänderten Hinweispflichten betrifft. 

Konsequenz 
Das BMF bietet nun einige Erleichterungen. Erfreu-
lich ist dies jedoch nur für die Unternehmer, die bis-
her nicht viel Zeit und Geld in die Umstellung Ihres 

Rechnungswesens gesteckt haben, um den neuen 
Anforderungen gerecht zu werden. Bestraft werden 
hingegen Unternehmer, die die Neuerungen schon 
umgesetzt haben. Diese müssen nun prüfen, ob sie 
nochmals Änderungen vornehmen wollen. Dies kann 
sich z. B. anbieten, wenn Leistungen grenzüber-
schreitend abgerechnet werden. Hier dürfte es hilf-
reich sein, z. B. statt oder zusätzlich zum Begriff 
"Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers" 
den über die Grenzen hinweg bekannten Begriff 
"Reverse charge" zu nutzen. Es wäre wünschens-
wert, wenn das BMF zukünftig zu einer Neuregelung 
Stellung bezieht bevor diese in Kraft tritt. So könnten 
den Unternehmen unnötige Kosten erspart werden. 
Schließlich sind die geänderten Vorschriften eigent-
lich nicht neu, sondern gelten in der EU schon seit 
dem 1.1.2013. 

 

13 Porto, durchlaufender Posten oder 
Entgelt? 

 

Kernproblem 
Werbeagenturen, Lettershops etc. versenden Briefe, 
Prospekte, Flyer usw. für ihre Kunden. Dabei wird 
das Porto zunächst verauslagt und den Kunden an-
schließend weiterberechnet. Wirtschaftlich stellt das 
Porto einen durchlaufenden Posten dar. Umsatz-
steuerlich hingegen kann es auch einen steuer-
pflichtigen Bestandteil des Entgelts darstellen. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Nach Ansicht der Oberfinanzdirektion (OFD) Nieder-
sachsen kann das Porto nur als durchlaufender Pos-
ten behandelt werden, wenn der Kunde in Rechtsbe-
ziehungen zur Deutschen Post AG tritt. Nach den 
allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen 
Post AG bestehen Rechtsbeziehungen zwischen ihr 
und den auf den Sendungen genannten Absendern. 
Dementsprechend muss der Kunde als Absender auf 
dem Brief bzw. Paket aufgeführt sein, damit die Wei-
terbelastung des Portos auch umsatzsteuerlich als 
durchlaufender Posten zu behandeln ist. Verwenden 
die Agenturen einen eigenen Freistempler, so stellt 
die Weiterbelastung des Portos einen durchlaufen-
den Posten dar, wenn das Unternehmen in den 
Stempel das sogenannte "Klischee" des Auftragge-
bers einsetzt oder auf andere Weise den Kunden, z. 
B. durch Absenderaufkleber oder Aufdruck des Ab-
senders auf den Umschlag, als eigentlichen Absen-
der kennzeichnet. Kein durchlaufender Posten liegt 
dagegen vor, wenn die Agentur in ihren Rechnungen 
die Verauslagung im fremden Namen und auf fremde 
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Rechnung nicht offen legt oder die Agentur Rabatte 
der Deutschen Post AG nicht an ihre Kunden weiter-
gibt, also mehr Porto weiterbelastet als sie selbst ge-
zahlt hat oder bei Porto von Versandhandelsunter-
nehmen. 

Konsequenzen 
Betroffene Unternehmen sollten prüfen, ob ihre De-
klaration und Rechnungsstellung den Grundsätzen 
der Verfügung entspricht. Zu beachten ist, dass die 
generelle Steuerbefreiung der Post mit Wirkung vom 
1.7.2010 entfallen ist. Geschäftsbriefe unterliegen 
daher regelmäßig der Umsatzsteuer. Stellt die Wei-
terbelastung dann einen durchlaufenden Posten dar, 
so gilt dies auch für die Umsatzsteuer. In diesem Fall 
darf nur der Bruttobetrag weiterbelastet und die in 
diesem Betrag enthaltene Umsatzsteuer nicht ge-
sondert ausgewiesen werden. Wird dies nicht beach-
tet, so schuldet das versendende Unternehmen die-
se Umsatzsteuer, zusätzlich zu der Umsatzsteuer, 
die für die eigene Dienstleistung fällig wird. Den 
Kunden kann der Vorsteuerabzug aus der Rechnung 
der Post ermöglicht werden, indem ihnen die Origi-
nalrechnung der Post ebenfalls weitergeleitet wird. 

 

14 Demnächst Organschaft auch für Per-
sonengesellschaften? 

 

Kernaussage 
Ist eine juristische Person finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das ein-
gegliederte Unternehmen (Organgesellschaft) verliert 
umsatzsteuerlich seine Selbstständigkeit. Der Organ-
träger tritt dafür in die Stellung der Organgesellschaft 
ein. Aufgrund der obigen Definition können Perso-
nengesellschaften nach dem Umsatzsteuergesetz 
(UStG) zwar Organträger sein, nicht jedoch Organ-
gesellschaft. 

Sachverhalt 
Eine bisher als Organgesellschaft anerkannte GmbH 
wurde in eine GmbH & Co. KG umgewandelt. Das 
Finanzamt verlangte daraufhin Umsatzsteuer auf die 
Umsätze der Klägerin an die GmbH & Co. KG, die 
bis zur Umwandlung nicht steuerbare Innenleistun-
gen darstellten. Hierdurch ergab sich eine Mehrbe-
lastung für den bisherigen Organkreis, da die GmbH 
& Co. KG ein Altenheim betrieb und nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt war. Der Kläger wehrte sich 
gegen die Festsetzung mit dem Argument, dass die 
im UStG enthaltene Beschränkung der Organschaft 
auf Kapitalgesellschaften als mögliche Organgesell-

schaften gegen den in der Mehrwertsteuersystem-
richtlinie (MwStSystRL) verankerten Grundsatz der 
Rechtsformneutralität verstoße. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht München folgt der Argumentation 
des Klägers. Demnach stellt es die Mehrwertsteuer-
systemrichtlinie den Mitgliedstaaten zwar frei, ob sie 
vom Instrument der Organschaft Gebrauch machen, 
dies rechtfertige jedoch nicht, dieses Instrument auf 
juristische Personen als Organgesellschaften zu be-
schränken. 

Konsequenz 
Immer wieder bietet die Umsatzsteuer Urteile, die die 
bisherige Praxis in Frage stellen bzw. über den Hau-
fen werfen; dieses ist ein Solches. Auch wenn zu er-
warten ist, dass die Finanzverwaltung das Urteil nicht 
akzeptieren wird und das Verfahren voraussichtlich 
erst mit einer Entscheidung des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) ein Ende finden wird, müssen sich 
Personengesellschaften, die – abgesehen von der 
Rechtsform – als Organgesellschaften zu qualifizie-
ren wären, mit dem Urteil auseinandersetzen. Dabei 
kann das Urteil je nach Fallkonstellation vor- oder 
nachteilig sein. Vorteile können sich, wie im Fall, er-
geben, wenn die Gesellschaft nicht in vollem Umfang 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. Nachteile erge-
ben sich z. B. durch die Ausdehnung der Haftung der 
Organgesellschaften auf die Umsatzsteuer des Or-
ganträgers. Bietet das Urteil Vorteile, müssen die 
Veranlagungen offen gehalten werden. Ist das Urteil 
dagegen nachteilig, so besteht kein akuter Hand-
lungsbedarf, die weitere Rechtsentwicklung ist aber 
zu beobachten. 

 

15 
leine Bescheidänderung trotz nach-
träglicher Erteilung einer Spendenbe-
scheinigung 

 

Kernaussage 
Ein bestandskräftiger Bescheid für das Jahr 2004 
kann nicht aufgrund einer Spendenbescheinigung 
geändert werden, die erst nach Erlass des Be-
scheids im Jahr 2008 ausgestellt wurde. 

Sachverhalt 
Die Klägerin machte in ihrer Einkommensteuererklä-
rung 2004 Spenden geltend. Da die Höchstbeträge 
für den Spendenabzug überschritten wurden, erließ 
das Finanzamt einen Bescheid über die gesonderte 
Feststellung des Großspendenvortrags, der be-
standskräftig wurde. Später reichte die Klägerin im 
Jahr 2008 für 2004 erteilte Spendenbescheinigungen 
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ein. Das Finanzamt verweigerte eine Änderung. 
Hiergegen klagte die Klägerin vor dem Finanzgericht. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage ab, lies aber die 
Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) zu. Der Fest-
stellungsbescheid über den Großspendenvortrag 
konnte nicht wegen neuer Tatsachen oder Beweis-
mittel (§ 173 AO) geändert werden. Denn bei der 
nachträglichen Spendenbescheinigung handelt es 
sich nicht um ein nachträglich bekannt gewordenes 
Beweismittel, da es ursprünglich noch gar nicht vor-
lag. Die nachträglich bekannt gewordene Tatsache 
der Zahlung genügt nicht allein für eine Korrektur 
nach der betreffenden Vorschrift der Abgabenord-
nung (AO), da eine Spendenbescheinigung für eine 
niedrigere Steuer hinzukommen muss, die jedoch 
ursprünglich nicht vorlag. Eine Änderung wegen 
sonstiger Ereignisse (§ 175 AO) schied ebenfalls 
aus, da diese Vorschrift ausdrücklich normiert, dass 
die nachträgliche Erteilung oder Vorlage einer Be-
scheinigung oder Bestätigung nicht als rückwirken-
des Ereignis gilt. Nach Auffassung des Finanzge-
richts verstößt diese Norm auch nicht gegen Europa-
recht. In der Entscheidung "Meilicke II" hatte der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) zum Effektivitäts-
grundsatz ausgeführt, dass ein europarechtlicher 
Verstoß vorliegt, wenn eine nationale Regelung 
rückwirkend und ohne Übergangsregelung die 
Durchsetzung europarechtlicher geschützter Werte 
verwehrt. Dies war hier nicht der Fall, da die Neure-
gelung des § 175 Abs. 2 Satz 2 AO bei Abgabe der 
Steuererklärung schon bekannt war. Im Übrigen lag 
auch ein reiner Inlandssachverhalt vor, den das Uni-
onsrecht nicht betraf. 

Konsequenz 
Nach der Abgabenordnung ist bei der Korrektur von 
Steuerbescheiden die Einordnung (neue Tatsa-
chen/Beweismittel bzw. rückwirkende Ereignisse) 

entscheidend. Ausdrücklich geregelt wird, dass mit 
nachträglichen Bescheinigungen, auch wenn es sich 
um rückwirkende Ereignisse handelt, keine Ände-
rung herbeigeführt werden kann. 

 

Rechtsstand: April 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem Bran-
chenBrief haben wir nach bestem Wissen zusam-

mengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Diese Information 
kann eine individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 
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